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Anspruchsdauer 

§ 24b. (1) Das Kinderbetreuungsgeld als Ersatz des Erwerbseinkommens gebührt einem Elternteil 
längstens für 365 Tage ab Geburt des Kindes. 

(2) Der Bezug kann abwechselnd durch beide Elternteile erfolgen, wodurch sich die Anspruchsdauer 
über den 365. Tag ab der Geburt hinaus um die bereits in Anspruch genommenen Tage des jeweils 
anderen Elternteiles verlängert, maximal jedoch auf bis zu 426 Tage ab der Geburt des Kindes. Jedem 
Elternteil ist hierbei eine Anspruchsdauer von 61 Tagen unübertragbar vorbehalten. Pro Kind ist nur ein 
zweimaliger Wechsel zwischen den Elternteilen zulässig. Nicht in Anspruch genommene Tage verfallen 
ausnahmslos. Eine kürzere Inanspruchnahme ist möglich, erhöht aber nicht den Tagesbetrag. 

(3) Für ein Kind ist ein gleichzeitiger Bezug von Kinderbetreuungsgeld als Ersatz des 
Erwerbseinkommens durch beide Elternteile ausgeschlossen. Abweichend davon können die Eltern aus 
Anlass des erstmaligen Wechsels gleichzeitig Kinderbetreuungsgeld in der Dauer von bis zu 31 Tagen in 
Anspruch nehmen, wodurch sich die Anspruchsdauer um diese Tage reduziert. 

(4) Das Kinderbetreuungsgeld kann stets, also unabhängig von einem Wechsel, jeweils nur in 
Blöcken von mindestens 61 Tagen beansprucht werden. Als beansprucht gelten ausschließlich Zeiträume 
des tatsächlichen Bezuges der Leistung. 

(5) Ist der beziehende Elternteil durch ein unvorhersehbares und unabwendbares Ereignis für eine 
nicht bloß verhältnismäßig kurze Zeit verhindert, das Kind im gemeinsamen Haushalt (§ 2 Abs. 6) zu 
betreuen, kann ein Wechsel über das in Abs. 2 angeführte Ausmaß erfolgen. 

(6) In Zweifelsfällen hat das Vorrecht auf Kinderbetreuungsgeld derjenige Elternteil, der die 
Betreuung des Kindes, für das Kinderbetreuungsgeld bezogen wird, überwiegend durchführt. 

(7) Auf den Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld kann verzichtet werden, wodurch sich der 
Anspruchszeitraum (§ 8) um den Zeitraum des Verzichtes verkürzt. Ein Verzicht ist nur für ganze 
Kalendermonate möglich. Der Verzicht kann widerrufen werden. Ein Widerruf ist nur für ganze 
Kalendermonate und maximal für 182 Tage rückwirkend möglich. Zeitpunkt und Dauer müssen im 
Vorhinein bekanntgegeben werden. 

(8) Der Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld endet spätestens mit Ablauf jenes Tages, welcher der 
Geburt eines weiteren Kindes bzw. der Adoption (In-Pflege-Nahme) eines jüngeren Kindes vorangeht. 
Endet der Anspruch für das weitere Kind vorzeitig, lebt der Anspruch für jenes Kind, für welches davor 
Kinderbetreuungsgeld bezogen wurde, wieder auf. 


